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Nach 53 Jahren guter Hoffnung sind wir endlich in froher
Erwartung:

Wir werden die

Mutterschaftsversicherung

an der Urne gewinnen!
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1. Die Argumente im Überblick

W as Gegner behaupten . . .  und was w ir dazu sagen

1
contra

2
contra

Die Mutterschaftsversi­
cherung ist de facto in 
der Schweiz bereits ver­
wirklicht. Es besteht eine 
Lohnfortzahlungspflicht 
und die Möglichkeit, 
Mutterschaft bei einer 
Krankentaggeld-Versi- 
cherung zu versichern.

1
pro Die Mutterschaftsversicherung ist - trotz 53jährigem 

Verfassungsauftrag -  überhaupt noch nicht ver­
wirklicht. Die Lohnfortzahlungspflicht ist ungenü­
gend geregelt. Junge Frauen, die ihre Stelle erst vor 
kurzem angetreten oder gewechselt haben, haben im 
Minimum einen Anspruch auf gerade drei Wochen 
Lohnfortzahlung. Nur gerade 40 % der privatwirt­
schaftlich angestellten Frauen'unterstehen Gesamt- 
arbeitsverträgen, die Situation ist aber auch dort 
weitgehend unbefriedigend gelöst.

Nicht besser steht es mit der freiwilligen Kranken- 
taggeld-Versicherung. Sie muss von den Kranken­
kassen angeboten werden. Diese drücken sich aber 
von ihrer Verpflichtung, indem sie pro forma Kran- 
kentaggelder in schäbiger Höhe anbieten, z.B. von 
Fr. 6.— oder Fr. 20.-- je Tag im Falle von Mutter­
schaft.

Der Verfassungsauftrag 
für die Mutterschafts­
versicherung datiert aus 
dem Jahre 1945 und ist 
heute nicht mehr aktuell. 
Das Volk hat in der Zwi­
schenzeit zweimal Nein 
gesagt zur
Verwirklichung der 
Mutter­
schaftsversicherung auf 
Gesetzesstufe.

2
pro Der Verfassungsauftrag ist nach wie vor aktuell -  

weil er eben nie verwirklicht wurde. Die Bundesver­
fassung gilt bis heute -  und zwar ganz. Bei der 
Totalrevision der Bundesverfassung hat kein 
Parlamentarier den Antrag gestellt, die 
Mutterschaftsversicherung aus der Bun­
desverfassung herauszustreichen. Damit steht sie 
auch in der neuen Bundesverfassung.

Es trifft zu, dass das Volk zweimal Nein zu Vorlagen 
zur Einführung der Mutterschaftsversicherung 
sagte. Das eine Mal handelte es sich jedoch um eine 
für viele utopisch anmutende Volksinitiative, die 
über das Ziel einer Mutterschaftsversicherung 
hinausging und auch einen längeren bezahlten 
Elternurlaub umfasste. Im anderen Fall war die 
Mutterschaftsversicherung in eine grössere Revision 
des Krankenversicherungsgesetzes eingebunden, die 
insgesamt und aus verschiedenen Gründen 
mehrfache Opposition auf sich vereinigte.
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3
contra

Beide Vorlagen sind nicht zu vergleichen mit dem 
jetzt vorliegenden Gesetz, das nicht weiter geht als 
das, was praktisch alle europäischen Länder schon 
im Minimum verwirklicht haben.

Die Mutterschaftsversi­
cherung ist nicht finan­
zierbar. Die Schweiz 
kann sich keine neue 
Sozialversicherung lei­
sten, bis nicht alle 
Finanzierungsfragen um 
die bestehenden Sozial­
versicherungen gelöst 
sind.

3
pro Die Mutterschaftsversicherung i s t finanzierbar! 

Die vorbereitende Ständeratskommission und 
schliesslich der Nationalrat in seiner grossen Mehr­
heit haben einen gerechten Weg der Finanzierung 
aufgezeigt: einen gemeinsamen EO-Fonds für die 
Finanzierung des Erwerbsersatz sowohl bei Militär­
dienst wie bei Mutterschaft. Dieser Fonds besteht 
bereits. Er ist aber bisher ausschliesslich bei Mili­
tärdienst zum Zuge gekommen -  obschon die 
erwerbstätigen Frauen der Schweiz seit Jahrzehnte 
mit Lohnabzügen mithelfen müssen, diesen Fonds zu 
speisen.

Dieser Fonds schreibt heute Milliardenüberschüsse 
und ist ohne weiteres in der Lage, für die nächsten 
Jahre die Mutterschaftsversicherung zu finanzieren. 
Wird die Mutterschaftsversicherung zurückgestellt, 
so gehen diese Überschüsse an eine andere Sozial­
versicherung (z.B. an die Invalidenversicherung).

Mit Ausgaben von 493 Mio. Franken im Jahr ist die 
Mutterschaftsversicherung eine verhältnismässig 
kleine Versicherung. Zum Vergleich: Die Jahresaus­
gaben der AHV betragen 25 Mia. Franken, diejeni­
gen der IV 8 Mia. Franken.

Je nach Wirtschaftslage und demografischer Ent­
wicklung sind immer wieder Revisionen und Anpas­
sungen in der Finanzierung dieser Versicherungen 
nötig. Kaum ist eine Revision zu Ende, folgt die 
nächste (10. AHV-Revision -  11. AHV-Revision). Die 
Mutterschaftsversicherung könnte da noch beliebig 
lange warten -  ohne dass dieser Verzicht einen nam­
haften oder ausreichenden Beitrag zur Finanzierung 
der grösseren Sozialversicherungen leistete.
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4 4
contra Vor Einführung der pro 

Mutterschaftsversiche­
rung muss über ihre 
Finanzierung abge­
stimmt werden. Das ist 
demokratisch.

Falls eine bescheidene Erhöhung des Mehrwertsteu­
ersatzes um 1 bis 2 Promille in den nächsten Jahren 
nötig sein sollte, so soll diese Erhöhung in einem 
Gesamtpaket, zusammen mit einer dann nötigen 
Satzerhöhung zugunsten der AHV und IV erfolgen. 
Würde für jede einzelne Sozialversicherung geson­
dert hintereinander eine Satzerhöhung beim Souve­
rän beantragt, so würde unweigerlich der Vorwurf 
der Salamitaktik erhoben und die Forderung 
gestellt, der Souverän wolle wissen, was gesamthaft 
punkto Sozialversicherungen auf ihn zukomme. 
Schliesslich ist auch im Interesse der Wirtschaft und 
Gewerbetreibenden eine salamiweise Erhöhung der 
Mehrwertsteuer in kleinsten Portion zu vermeiden -  
ist doch jede Umstellung mit erheblichen Anpas­
sungskosten verbunden.

Die Bundesverfassung kennt kein Finanzreferen­
dum. Sie legt die Staatsaufgaben fest, und es ist dann 
Sache des Parlamentes, die dafür notwendigen Mit­
tel aus dem allgemeinen Bundeshaushalt zu spre­
chen. Auch die EO-Lohnpromille werden bereits seit 
langem erhoben und sind gesetzlich geregelt. Die 
Höhe des Mehrwertsteuersatzes muss zwar in der 
Bundesverfassung festgelegt werden. Heute kann 
aber noch nicht gesagt werden, ob eine Satzände­
rung in Zukunft überhaupt erforderlich ist. Die 
Milliardenüberschüsse des EO-Fonds decken die 
Finanzierung der Mutterschaftsversicherung für die 
nächsten Jahre längstens.

5
contra Nur jene wollen die 

Mutterschaftsversiche­
rung, die auch den Bei­
tritt der Schweiz zur EU 
wollen, weil die EU die 
Mutterschaftsversiche­
rung vorschreibt.

5
pro Es stimmt zwar, dass die EU eine Mutterschaftsver­

sicherung mit Erwerbsersatz für mindestens 14 
Wochen vorschreibt. Und tatsächlich gehen die mei­
sten europäischen Länder in ihren Leistungen weit 
über dieses Minimum heraus. Die Schweiz ist der 
letzte Staat in West-Europa ohne Mutterschaftsver­
sicherung. Wir müssen aber nicht erst der EU bei­
treten um zu erkennen, dass aus Gründen der 
Gerechtigkeit und der Gleichstellung die Einführung 
einer Mutterschaftsversicherung für die Schweiz 
dringlich ist.

SGB-Dokument Nr. 61 9 Mutterschaftsversicherung JA



2. 53 Jahre warten

Am 25. November 1945 nahm das Schweizer Volk (Männer) mit 548'601 Ja gegen 
170'278 Nein und mit einem Mehr von allen Ständen den folgenden Artikel in die Bundes­
verfassung auf (Art. 34quinquies, Abs. 4): „Der Bund wird auf dem Wege der Gesetz­
gebung die Mutterschaftsversicherung einrichten. Er kann den Beitritt allgemein 
oder für einzelne Bevölkerungsgruppen obligatorisch erklären, und es dürfen auch 
Personen, die nicht in den Genuss der Versicherungsleistungen kommen können, 
zu Beiträgen verpflichtet werden. Die finanziellen Leistungen des Bundes können 
von angemessenen Leistungen der Kantone abhängig gemacht werden. “

Bis heute hat der Bund es nicht geschafft, diesen Verfassungsauftrag umzusetzen. Erst 
die Einreichung der Volksinitiative „für einen wirksamen Schutz der Mutterschaft“ 
am 21. Januar 1980 machte den Bundesbehörden Beine. Die Initiative sah nicht nur die 
Einrichtung einer Mutterschaftsversicherung mit einem Mutterschaftsurlaub von 16 
Wochen mit vollem Erwerbsersatz vor, sondern darüberhinaus einen bezahlten 
Elternurlaub von mindestens 9 Monaten für erwerbstätige Eltern.

Der Bundesrat veröffentlichte einen Gegenvorschlag, der weniger weit ging. Mit der 
Vertröstung auf diesen Gegenvorschlag wurde das Volksbegehren bekämpft und in der 
Volksabstimmung vom 2. Dezember 1984 mit 1'288'974 Nein gegen 241'442 Ja Stimmen 
wuchtig abgelehnt.

Das Versprechen, der Bund werde den Gegenvorschlag verwirklichen, erwies sich als 
trügerisch. Massive bürgerliche Propaganda sorgte dafür, dass die Vorlage in der Volks­
abstimmung vom 6. Dezember 1987 (zusammen mit einer Teilrevision der Krankenver­
sicherung, die eine gemeinsame Vorlage bildeten) mit 1'418'231 Nein gegenüber 571'447 
Ja Stimmen abgelehnt wurde.

Der Scherbenhaufen war perfekt. Bis Ruth Dreifuss 1993 Bundesrätin wurde und das 
Dossier Mutterschaftsversicherung sofort nach ihrem Amtsantritt wieder aufnahm. Sie 
schickte einen Vorentwurf in die Vernehmlassung, der einen Erwerbsersatz von 16 
Wochen für erwerbstätige Mütter vorsah. Das Vernehmlassungsverfahren hat ergeben, 
dass ein Konsens unter den grossen Frauenorganisationen des Landes nur herzustellen 
ist, wenn auch Leistungen an nicht erwerbstätige Mütter vorgesehen werden.
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3. Die Vorlage 1998 des Eidg. Palaments

Die jetzt vom Eidg. Parlament verabschiedete Mutterschaftsversicherung sieht zwei Arten 
von Leistungen vor:

einen Erwerbsersatz von 80% während 14 Wochen für erwerbstätige Mütter

eine Mutterschaftsleistung (Grundleistung) für alle Mütter von maximal 3‘980 
Franken, welche bis zu einem jährlichen Familieneinkommen von 35'820 
Franken voll ausgerichtet wird.

Übersteigt das Familieneinkommen diesen Betrag, so wird die Leistung stufenweise her- 
abgesetzt, bis sie bei einem Einkommen von 71 '640 Franken wegfällt.________________

Die Mutterschaftsversicherung kostet jährlich 493 Millionen Franken. Sie wird wie folgt 
finanziert:

Der bestehende Ausgleichsfonds der Erwerbsersatzordnung (EO) wird umgewandelt in 
einen gemeinsamen Fonds für den Erwerbsersatz für Dienstleistende und für Mütter.

Die Erwerbstätigen -  Frauen und Männer -  müssen seit Jahrzehnten Lohnabzüge in 
diesen Fonds leisten. Die Finanzierung der Mutterschaftsversicherung aus dem 
gemeinsamen EO-Fonds für Dienstleistende und Mütter stellt Gerechtigkeit her zwischen 
den Ansprüchen von Frauen und Männern auf Erwerbsersatz.

Der Fonds schreibt seit Jahren Milliarden-Ueberschüsse -  von denen bisher nur die 
Militärdienstleistenden Zahlungen erhielten. Dank Ausschöpfung der EO-Ueberschüsse 
sind für die nächsten 8-10 Jahre weder zusätzliche Lohnpromille noch zusätzliche 
Steuererhöhungen nötig.

Sollten sich Mehreinnahmen als nötig erweisen, so lässt das Gesetz über die 
Mutterschaftsversicherung zwei Möglichkeiten offen:

Entweder die Finanzierung über eine bescheidene Anhebung von Mehrwertsteuer- 
Promille. Eine solche Vorlage würde Volk und Ständen im Zusammenhang mit einer 
zur langfristigen Finanzierung von AHV und IV ohnehin nötigen Satzerhöhung der 
Mehrwertsteuer unterbreitet.

Oder, falls Volk und Stände die MWSt-Satzerhöhung ablehnen sollten: die Anhebung 
der EO-Promille von gegenwärtig 3 auf 4 Promille; die entsprechende Kompetenz 
geht an den Bundesrat.

In Anbetracht der weiteren Truppenabbaupläne und der Reduktion des Zivilschutzes ist 
es aber fraglich, ob Mehreinnahmen auf absehbare Zeit überhaupt nötig sind.
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4. Die Argumente dafür

4.1 Gleichstellung von Frau und Mann in der Sozialversicherung

Die Einführung der Mutterschaftsversicherung entspricht dem Gebot der Rechtsgleich­
heit. Die Mutterschaft ist anderen Gründen der Arbeitsunfähigkeit wie Unfall oder Militär­
dienst gleichzustellen. Es ist nicht einzusehen, wieso ausgerechnet die wirtschaftlichen 
Folgen der Mutterschaft den Betroffenen allein aufzubürden sind und gerade hier die 
Solidarität nicht oder nur ungenügend spielt.

Die Mutterschaftsversicherung ist eine Konsequenz aus dem Gebot der Gleichstellung 
von Frau und Mann gemäss Art. 4 Abs. 2 der Bundesverfassung. Erwerbsausfall wegen 
Militärdienst oder Unfall wird durch die entsprechenden obligatorischen Sozialversiche­
rungen (EO und UVG) entschädigt. Selbstverständlich leisten hierzu auch die arbeitneh­
menden Frauen solidarisch ihre Beiträge. Der Verdienstausfall bei Mutterschaft muss 
gleichwertig zu anderen Erwerbsausfällen gesehen und entsprechend versichert werden. 
Mit der Mutterschaftsversicherung kann eine der letzten noch bestehenden Lücken im 
System der sozialen Sicherheit geschlossen werden.______________________________

Das Arbeitsgesetz legt Müttern während 8 Wochen nach ihrer Niederkunft ein Verbot 
der Beschäftigung auf. Besonders gravierend ist, dass der Erwerbsausfall während 
des 8-wöchigen Arbeitsverbotes nach der Niederkunft längst nicht in jedem Fall durch 
eine entsprechende Lohnfortzahlungspflicht oder durch eine Ersatzleistung, wie zum Bei­
spiel ein Taggeld, zwingend abgedeckt ist.

Die entsprechenden Ansprüche der Frauen sind höchst unterschiedlich, insgesamt unge­
nügend geregelt und erfüllen das Gebot der Rechtsgleichheit in keiner Weise. Sie hängen 
vom Dienstalter ab, was gerade für den Fall der Mutterschaft besonders stossend ist. 
Vor allem jüngere Frauen werden Mutter. Diese weisen oft kein genügend hohes 
Dienstalter auf, sei es, weil sie noch nicht lange erwerbstätig waren, sei es, weil sie, um 
berufliche Erfahrung zu sammeln, die Stelle wechselten.

4.2 Die minimale Lohnfortzahlung im Falle von Schwangerschaft muss 
einheitlich geregelt werden

Bis heute besteht keine einheitliche Regelung bezüglich Lohnfortzahlung im Falle von 
Schwangerschaft. Die Ansprüche sind von Frau zu Frau höchst unterschiedlich geregelt. 
Das erschwert es vielen Frauen zu wissen, was überhaupt ihre Ansprüche sind. Viele 
Frauen machen die ihnen heute zustehenden minimalen Ansprüche geltend, weil sie sie 
nicht einmal kennen.
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5. Was heute gilt
a) Obligationenrecht
Gemäss Obligationenrecht hat der Arbeitgeber einer Arbeitnehmerin, die wegen 
Schwangerschaft oder Niederkunft an der Arbeitsleistung verhindert ist, für eine 
beschränkte Zeit den Lohn zu entrichten, sofern das Arbeitsverhältnis mindestens drei 
Monate gedauert hat. Die Schwangerschaft als solche gibt keinen Anspruch auf Lohn 
ohne Arbeitsleistung; nur wenn die schwangere Arbeitnehmerin aus gesundheitlichen 
Gründen an der Arbeit verhindert ist, kann sie Lohnfortzahlung verlangen. Der Arbeitge­
ber kann die Lohnfortzahlung deshalb von einem Arztzeugnis abhängig machen. Die 
Lohnfortzahlungspflicht besteht nur solange wie das Arbeitsverhältnis besteht.

Gemäss OR ist der Lohn für eine „angemessene längere Zeit“ zu bezahlen (OR 324a).
Wieviel das ist, sagt das Gesetz nicht. Verschiedene Arbeitsgerichte der Schweiz inter­
pretieren das Gesetz unterschiedlich. Nach Berner Interpretation beträgt die Leistungs-
pflicht beispielsweise

im 2. Dienstjahr 1 Monat
im 3. und 4. Dienstjahr 2 Monate
im 5. bis 9. Dienstjahr 3 Monate
erst vom 10. Dienstjahr an 4 Monate.

Dabei handelt es sich um einen Höchstanspruch pro Jahr. Ist die Frau im gleichen Jahr 
bereits einmal krank geworden, so kann der Anspruch unter Umständen bereits ganz 
oder teilweise aufgebraucht sein. Mit dem neuen Dienstjahr entsteht wieder ein neuer 
Anspruch.

b) Gesamtarbeitsverträge (GAV)
Auch bei den meisten GAV hängt die Dauer des Mutterschaftsurlaubs von der Dauer des 
Arbeitsverhältnisses ab. Die Unterschiede sind gross; so werden im 1. Jahr zwischen 3 
und 16 Wochen Mutterschaftsurlaub gewährt, im 2. Dienstjahr zwischen 6 und 16 
Wochen. GAV, denen anteilmässig besonders viele Frauen angehören, haben oftmals 
weniger günstige Regelungen bei Mutterschaft. Das Büro BASS errechnete folgende 
Durchschnittswerte:

1. Dienstjahr
2. Dienstjahr
3. und 4. Dienstjahr
5. bis 9. Dienstjahr 
ab 10. Dienstjahr durchschnittlich

c) Öffentlicher Dienst
In der Bundesverwaltung und in den Verwaltungen von vierzehn Kantonen beträgt der 
Mutterschaftsurlaub 16 Wochen beziehungsweise 4 Monate. Beim Bund wird er jedoch 
nur in voller Länge gewährt, wenn das Dienstverhältnis mindestens zwei Jahre gedauert 
hat. Auch die Kantone kennen zum Teil Karenzfristen. Und Achtung: Die meisten 
deutschsprachigen Kantone gewähren den bezahlten Mutterschaftsurlaub nur dann in 
voller Länge, wenn das Dienstverhältnis nach dem Mutterschaftsurlaub weitergeführt 
wird.

7 Wochen
9 Vz Wochen
10 1/2  Wochen 
14 VS? Wochen 
21 1/2  Wochen.
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6. Die Finanzierungsfrage wird künstlich hochgespielt

Die Schweiz kann sich die Mutterschaftsversicherung leisten. Die Mutterschaftsversiche­
rung kostet jährlich 493 Millionen Franken (435 Millionen Franken für Erwerbsersatz und 
58 Millionen Franken für Grundleistungen). Dabei handelt es sich nur zum Teil um neue 
Ausgaben.

a) Arbeitgebende

Die Arbeitgebenden werden gegenüber heute von der Lohnfortzahlungspflicht befreit. 
Entlastet werden insbesondere Unternehmen, welche viele Frauen beschäftigen.

b) Arbeitnehmende

Die Mutterschaftsversicherung wird über den EO-Fonds bezahlt, der neu in einen 
gemeinsamen Fonds für den Erwerbsersatz bei Militärdienst und für Mütter umgewandelt 
wird. Seit Jahrzehnten leisten alle Erwerbstätigen -  Frauen und Männer -  Lohnpromille in 
diesen Fonds (gemäss Gesetz zwischen 3 und 5 Lohnpromille). In dieser Spannweite 
kann der Bundesrat den Satz festlegen. Seit Jahren schreibt der Fonds 
Milliardenüberschüsse. Nur die Militärdienstleistenden haben bisher Zahlungen erhalten, 
die Mütter gingen leer aus.

Neu werden auch die Mütter Zahlungen aus dem EO-Fonds erhalten. Das Geld reicht 
dafür auf lange Sicht aus. Sollten sich die Mittel erschöpfen, so genügt es, wenn der 
Bundesrat den gegenwärtigen Beitragssatz von 3 Lohnpromille auf 4 Lohnpromille erhöht. 
Es ist nämlich so, dass die bevorstehende Armee- und Zivilschutzreform einen Abbau von 
Diensttagen bringt und damit ein Lohnpromille für die Mutterschaftsversicherung freisetzt. 
Längerfristig wäre damit höchstens ein weiteres Lohnpromille nötig.

Das eidgenössische Parlament zieht die Möglichkeit in Betracht, einen Teil des EO-Fonds 
auch über eine geringfügige Erhöhung der Mehrwertsteuer zu finanzieren, die zusammen 
mit der langfristigen Finanzierung von AHV und IV Volk und Ständen unterbreitet werden 
soll. Eine solche Finanzierung ist zwar möglich, wie aber oben dargelegt wurde eigentlich 
gar nicht nötig.__________________________ _______________

c) Selbständigerwerbende

Selbständigerwerbende bezahlen ebenso Beiträge, und zwar nach der sinkenden Bei­
tragsskala wie der EO. Der volle Beitrag für die Mutterschaftsversicherung muss nur von 
Selbständigerwerbenden mit einem Erwerbseinkommen von jährlich 46‘800 Franken und 
mehr entrichtet werden. Für Selbständigerwerbende mit geringerem Einkommen kann der 
Beitragssatz bis zur Hälfte sinken. Dafür stehen den Selbständigerwerbenden auch 
Leistungen zu.

Zum Vergleich: Der Bund zahlte 1997 rund 1,3 Milliarden Franken für die Verwertung von 
Käse und anderen landwirtschaftlichen Produkten.
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7. Wir sind die Letzten Europas
Die Richtlinie der Europäischen Gemeinschaft über den Gesundheitsschutz von schwan­
geren Arbeitnehmerinnen schreibt den Mitgliedsstaaten einen Mutterschaftsurlaub von 
mindestens 14 Wochen vor. Während dieser Zeit muss die Fortzahlung eines Arbeitsent­
geltes und/oder der Anspruch auf eine angemessene Sozialleistung gewährleistet wer­
den. Als „angemessen“ gilt die Sozialleistung, wenn sie mindestens den Bezügen ent­
spricht, die die betreffende Arbeitnehmerin im Falle einer Unterbrechung ihrer Erwerbstä­
tigkeit aus gesundheitlichen Gründen erhalten würde.

Diese Bestimmungen sind nur Mindestmassnahmen, die in den meisten Gesetzgebungen 
der Mitgliedstaaten bereits überholt sind.

Deutschland: Während 14 Wochen besteht Anspruch auf Urlaub, bei dem 100 % 
des Einkommens bezahlt wird. Darüber hinaus haben Mütter und Väter Anspruch auf 
steuerfreies Erziehungsgeld von monatlich 600 DM pro Kind für die ersten zwei 
Lebensjahre; die Leistungen gehen zu Lasten des Bundes. Beschäftigte (Mütter oder 
Väter) können im Anschluss an die Mutterschutzfrist einen Erziehungsurlaub bis zum 
Ende des dritten Lebensjahres des Kindes nehmen. Während dieser Zeit besteht ein 
umfassender Kündigungsschutz.___________________________________________

Österreich: Während 16 Wochen Urlaub wird 100 % des Einkommens bezahlt. Für 
56 Wochen ab der Geburt des Kindes besteht ein Kündigungsschutz. Arbeitnehme­
rinnen können im Anschluss an die Schutzfrist von 16 Wochen einen unbezahlten 
Karenzurlaub bis zum Ablauf des zweiten Lebensjahres des Kindes nehmen. Dabei 
haben sie Anspruch auf ein Karenzurlaubsgeld, das für verheiratete und nicht allein­
stehende Mütter 600 Franken im Monat, für alleinstehende Eltern 900 Franken im 
Monat beträgt. Dieser Anspruch besteht während höchstens zwei Jahren.

Dänemark: Der Anspruch auf Mutterschaftsurlaub beträgt 29 Wochen, wobei die 
letzten 10 Wochen des Urlaubs auf den Vater übertragen werden können. Dieser 
erhält zudem einen bezahlten Vaterschaftsurlaub von zwei Wochen bei der Geburt 
des Kindes. Der Erwerbsersatz in dieser Zeit beträgt 90 bis 100 %. Bis zum 9. 
Lebensjahr des Kindes können nochmals insgesamt 9 Monate Elternurlaub bean­
sprucht werden, während denen der Staat 70 % des Höchstbetrages der Arbeitslo­
senentschädigung vergütet.

- Spanien: Der Mutterschaftsurlaub beträgt 16 Wochen mit einer Einkommensvergü­
tung von mindestens 75 %. Im Anschluss daran kann ein unbezahlter Elternurlaub 
bezogen werden, während dem der Arbeitsplatz maximal ein Jahr garantiert wird.

Finnland: Das Gesetz sieht einen Elternurlaub von insgesamt 263 Arbeitstagen vor 
mit Leistungen, die durchschnittlich 66 % des Einkommens entsprechen. Die ersten 
105 Arbeitstage kommen der Mutter zugute, die verbleibenden 158 Tage können 
sowohl von der Mutter als auch vom Vater bezogen werden.

Ein Erziehungsurlaub ist für den Vater oder für die Mutter bis zum dritten Altersjahr 
des Kindes vorgesehen. Während dieser Zeit ersetzt ein Erziehungsgeld von 500 
Franken monatlich das Einkommen. Es ist garantiert, dass nach dem Urlaub wieder 
der frühere oder ein vergleichbarer Arbeitsplatz eingenommen werden kann. Bis zum 
Zeitpunkt, in dem das Kind schulpflichtig wird, kann ferner Teilzeit gearbeitet werden 
(6 Stunden täglich beziehungsweise 30 Stunden wöchentlich).
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Frankreich: Während 16 Wochen wird ein Erwerbsersatz von 100 % bezahlt, wobei 
eine Höchstgrenze festgelegt ist. Sollte der Gesundheitszustand der Mutter vor oder 
nach der Geburt einen zusätzlichen Urlaub erfordern, beläuft sich die Entschädigung 
auf 50 % des Tageslohnes. Am Ende des Mutterschaftsurlaubs wird ein Erziehungs­
urlaub oder eine Teilzeitarbeit während höchstens drei Jahren gewährt. In dieser Zeit 
erhalten Personen, die nicht erwerbstätig sind, ein Erziehungsgeld von 700 Franken 
monatlich, sofern sie für mindestens zwei Kinder zu sorgen haben.________________

Italien: Die Mutter hat Anspruch auf 5 Monate Urlaub, während denen sie 80 % des 
Einkommens erhält. Überdies kann ein Zusatzurlaub von 6 Monaten in Anspruch 
genommen werden, während dem das Taggeld 30 % des Einkommens beträgt. Die­
ser Urlaub kann auch auf den Vater übertragen werden. Die Arbeitsplatzgarantie gilt 
bis 12 Monate nach der Geburt.

In Norwegen haben Arbeitnehmerinnen und Selbständigerwerbende die Wahl zwi­
schen einem Elternurlaub von 52 Wochen mit einer Einkommensentschädigung von 
80 % oder von 42 Wochen mit einer Entschädigung von 100 % des Einkommens. 39 
(beziehungsweise 29) Wochen des Elternurlaubs können wahlweise vom Vater oder 
von der Mutter bezogen werden. Ein Mutterschaftsgeld von 6000 Franken wird Müt­
tern ausbezahlt, die keinen Anspruch auf ein Taggeld haben. Zusätzliche 2000 Fran­
ken kommen alleinstehenden Müttern zu, ob sie erwerbstätig sind oder nicht.

In den Niederlanden beträgt der Urlaub 16 Wochen mit einem Erwerbsersatz von 
100 %. Sollte die Mutter aufgrund der Schwangerschaft oder der Geburt noch arbeits­
unfähig sein, kann der Mutterschaftsurlaub bis auf maximal 52 Wochen erhöht wer­
den.

In Schweden beträgt der bezahlte Elternurlaub 12 Monate, wobei je die Hälfte auf 
den Väter und die Mutter entfällt. Jeder Elternteil kann jedoch auf seinen Teil zugun­
sten des anderen verzichten. Der Erwerbsersatz beträgt 90 % für die ersten 2 Monate 
und 80 % für die folgenden 10 Monate. Eltern mit Kindern unter 8 Jahren ist es 
erlaubt, ihre tägliche Arbeitszeit um 2 Stunden zu kürzen (bei entsprechender Salär­
reduktion).
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8. Anhang

Manifest für die unverzügliche Einführung der Mutterschaftsversicherung

Die am 25. November 1997 in Bern zusammengekommenen grossen Schweizeri­
schen Frauenorganisationen, Dachverbände und Frauengruppierungen der politi­
schen Parteien und Gewerkschaften stellen fest:

1. Die Botschaft des Bundesrates zum Bundesgesetz über die Mutterschaftsversi­
cherung vom 30. Juni 1997 erfüllt den seit über 50 Jahren bestehenden Verfas­
sungsauftrag. Sie entspricht in vielen Punkten den Forderungen, welche die 
Frauen der Schweiz anlässlich des 5. Schweizerischen Frauenkongresses stellten. 
Der Mutterschaftsurlaub soll, wie vom 5. schweizerischen Frauenkongress gefor­
dert, 16 Wochen dauern.

2. Die Botschaft über die Mutterschaftsversicherung setzt endlich die Arbeitsverhin­
derung bei einer Geburt anderen Arbeitsverhinderungen wie Militärdienst oder 
Unfall gleich. Damit wird das Gebot der Gleichstellung der Geschlechter nach Art. 
4 Abs.2 BV erfüllt. Erwerbsausfall wegen Militärdienst oder Unfall wird durch die 
entsprechenden obligatorischen Sozialversicherungen (EO und UVG) entschädigt. 
Selbstverständlich leisten hierzu auch alle Arbeitnehmerinnen solidarisch ihre Bei­
träge. Ausserdem schafft die uneinheitliche Regelung des Mutterschaftsurlaubes 
Ungerechtigkeiten zwischen den einzelnen Arbeitnehmerinnen, je nachdem, in 
welcher Branche oder bei welchem Arbeitgeber sie tätig sind. Der Verdienstausfall 
bei Mutterschaft muss gleichwertig zu anderen Erwerbsausfällen gesehen und 
entsprechend versichert werden. Mit der Mutterschaftsversicherung kann eine der 
letzten noch bestehenden Lücken im System der sozialen Sicherheit geschlossen 
werden.

3. Die Einführung einer Grundleistung für alle Mütter, deren Familieneinkommen 
nicht einen bestimmten Plafond erreicht, setzt ein Signal für die bessere Anerken­
nung der privaten und öffentlichen Nichterwerbsarbeit und damit auch der Fami­
lien- und Erziehungsarbeit.

4. Als einziges und letztes Land Europas gewährt die Schweiz nicht allen Arbeitneh­
merinnen einen bezahlten Mutterschaftsurlaub. Die Europäische Union verab­
schiedete 1992 eine Richtlinie, die einen wenigstens 14-wöchigen Mutterschafts­
urlaub mit mindestens teilweiser Kompensation des Erwerbsausfalls festlegt. Die 
schweizerische Europakompatibiliät darf nicht dort aufhören, wo die Rechte der 
Frauen und der Kinder anfangen. Die wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit lässt 
sich erhalten, ohne dass die Schweiz ihre Frauen schlechter behandelt als alle 
vergleichbaren Länder.
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5. Die Mutterschaftsversicherung ist finanzierbar! Genauso wie der Erwerbsersatz für 
Dienstleistende dank den solidarischen Beiträgen von Männern und Frauen bisher 
finanziert werden konnte. Die bundesrätliche Vorlage zeigt Wege auf, welche die 
Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber gesamthaft nicht stärker als heute belasten. 
Das eidgenössische Parlament soll die Finanzierung im Detail so regeln, dass ein 
Höchstmass an Solidarität zwischen den Geschlechtern gewährleistet ist. Bereits 
heute tragen die Frauen mit ihren EO-Beiträgen zu dieser Solidarität der 
Geschlechter bei.

6. Die Einführung der Mutterschaftsversicherung ist ohne Verzug von den eidgenös­
sischen Räten zu behandeln und zu genehmigen. Die Frauen der Schweiz sind 
nicht bereit, sich länger hinhalten zu lassen und lehnen jede Verzögerung ab. 52 
Jahre sind genug -  die Realisierung ist längst fällig!

Die folgenden Schweizerischen Frauenorganisationen, die insgesamt über 1 Million 
organisierter Frauen in der Schweiz vertreten, haben dieses Manifest verabschie­
det:
Arbeitsgemeinschaft unabhängiger Frauen (AUF)
Bund Schweizerischer Frauenorganisationen (BSF)
Christliche Gewerkschaft für Industrie, Handel und Gewerbe (cmv/fcom)
Christlich nationaler Gewerkschaftsbund (CNG)
CVP Frauen Schweiz
Eidg. Konferenz der Gleichstellungsbeauftragten
Eidg. Kommission für Frauenfragen
Evangelischer Frauenbund der Schweiz
FachFrauen Umwelt
FDP Frauen Schweiz
Grüne Frauen des Kantons ZH
Grüne Partei der Schweiz
Hauswirtschaft CH
Pro Familia
Schweizerische Arbeitsgemeinschaft der Jugendverbände (SAJV)
Schweizerische Evangelische Frauenhilfe 
Schweizerischer Gemeinnütziger Frauenverein (SGF)
Schweizerischer Gewerkschaftsbund 
Schweizerischer Hebammenverband 
Schweizerischer Katholischer Frauenbund (SKF)
Schweizerischer Kaufmännischer Verband (SKV)
Schweizerischer Landfrauenverband 
Schweizer Syndikat Medienschaffender (SSM)
Schweizerischer Verein Alleinerziehender Mütter und Väter (SVAMV)
SMUV - Gewerkschaft Industrie, Gewerbe, Dienstleistungen 
SP Frauen Schweiz 
SVP Frauen Schweiz
Schweizerische Vereinigung für straflosen Schwangerschaftsabbruch (SVSS)
Verein für die Würde von Frauen
VPOD -  Schweizerischer Verband des Personals öffentlicher Dienste 
Vorort der Frauenzentralen
VSA -  Verband Schweizerischer Angestelltenverbände
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„MUTTERSCHAFTSVERSICHERUNG JETZT!“

Unterlagen zur Medienkonferenz 

Mutterschaftsversicherung -  jetzt oder nie!
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